
diesem Gebiet geht es um die politisch-ideologische 
und materielle erzieherische Einwirkung auf den Schä­
diger und die aktive Einflußnahme auf die weitere 
Qualifizierung der betrieblichen Leitungstätigkeit und 
der Tätigkeit der wirtschaftsleitenden und Staatsorgane 
zur Vorbeugung künftiger Schäden am sozialistischen 
Eigentum. Der Beschluß des Staatsrates vom 16. April 
1970 (Abschn. V) regelt das Recht der Volksvertretun­
gen und ihrer Räte, - „von den an der Versorgung im 
Territorium beteiligten Produktions- und Handels­
betrieben, unabhängig von ihrer Unterstellung, Rechen­
schaft über die Durchführung der versorgungspoli­
tischen Aufgaben zu verlangen“. Dazu sind sie berech­
tigt, Auflagen z. B. auch zur Gewährleistung von Ord­
nung, Sicherheit und Sauberkeit zu erteilen. Das erfor­
dert von den Gerichten, durch analytische Auswertung 
der Verfahren wegen materieller Verantwortlichkeit 
und anderer geeigneter Verfahren aus den betreffen­
den Bereichen die Volksvertretungen bei der Erfüllung 
dieser Aufgaben zielgerichtet zu unterstützen.
Die systematische Auswertung der Ergebnisse aus Ver­
fahren wegen materieller Verantwortlichkeit ist ein 
Schwerpunkt der Zusammenarbeit. Diese erschöpft sich 
aber nicht darin. Es sei hier nur auf die Verfahren, die 
Rechtsauskunftstätigkeit und die unmittelbare Untere 
Stützung in den Betrieben zu lohnrechtlichen Proble­
men sowie zu Fragen der Begründung, Änderung und 
Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen hingewie­
sen, deren Ergebnisse wichtige Hinweise vermitteln.
Zur Vorbereitung der entsprechenden Analysen und 
Informationen, in die Ergebnisse der Tätigkeit der Kon­
fliktkommissionen einzubeziehen sind, ist auch die Ge­
meinschaftsarbeit mit der Staatsanwaltschaft und den 
Gewerkschaften zu nutzen.
Meßbare Ergebnisse werden dann erzielt, wenn ana­
lytische Feststellungen aus Verfahren — in geeigneten 
Fällen auch Hinweise aus Einzelverfahren — zielgerich­
tet in Form von Berichterstattungen an. die Volksver­
tretungen, die FDGB-Vorstände, Ständigen Kommis­
sionen und Räte sowie durch Hinweise und Empfeh­
lungen an die Fachabteilungen, wirtschaftsleitenden Or­
gane und Betriebe vermittelt werden. Adressat und 

'Form bestimmen sich nach dem Inhalt und der lei­
tungsmäßigen Zielrichtung der getroffenen Feststellun­
gen.
Hauptsächliche Fragestellungen einer Analyse auf dem 
Gebiet der materiellen Verantwortlichkeit können bei­
spielsweise sein:
— In welchen Bereichen oder Betrieben kommt es ge­

häuft zu Verletzungen des sozialistischen Eigen­
tums?

— Welche hauptsächlichen Ursachen zeigen sich dabei?
— Gibt es betriebliche Anweisungen über die Fest­

stellung von Schäden und die Aufdeckung ihrer 
Ursachen? Welche Erfahrungen werden damit ge­
macht?

— Werden die Werktätigen in die Aufdeckung der 
Schadensursachen einbezogen?

— Erfolgt eine leitungsmäßige Erfassung und Aus­
wertung der Schadensfälle in den Betrieben und 
Kombinaten?

— Werden besonders die verschiedenen Formen der 
Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung des 
Betriebes, z. B. Produktions-Komitee und Ständige 
Produktionsberatung, genutzt, um die Schadensfälle 
systematisch zu analysieren und aus den Fest­
stellungen über ihre Ursachen Schlußfolgerungen zu 
ziehen?

Wichtig ist, die Ergebnisse der analytischen Arbeit über 
die Auswertung in den Vorständen des FDGB in die

Schulung der Konfliktkommissionen hineinzutragen 
und auch zum Gegenstand der Anleitung der Schöffen 
und Schöffenkollektive zu machen, um deren Initiative 
in den Betrieben zur Verwirklichung des sozialistischen 
Rechts weiter, zu fundieren und auf Schwerpunkte zu 
richten.

4.3. Zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet des LPG- 
Rechts

Im wesentlichen die gleichen methodischen Grundsätze 
gelten auch für die Ausgestaltung der Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des LPG-Rechts (Hauptpartner der Zu­
sammenarbeit sind die RLN). Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß Verfahren auf diesem Gebiet nur 
einen sehr geringen Anteil der gerichtlichen Verfahren 
ausmachen, so daß die Basis analytischer Verallgemei­
nerung sehr schmal ist. Dennoch ergeben sich auch aus 
diesen Verfahren und Rechtsauskünften, besonders 
wenn sie im Rahmen des Bezirks analysiert werden, 
Feststellungen für leitungsmäßig verwertbare Hinweise 
insbesondere an die RLN und für eine zielgerichtete 
gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit in den LPG und Ge­
meinden.
Die enge Zusammenarbeit mit dem RLN erweist sich 
oft im Hinblick sowohl auf die Schaffung der Voraus­
setzungen von Verfahren als auch auf die Qualifizie­
rung der gerichtlichen Entscheidungen als notwendig. 
In den LPG-Rechtsverfahren bestehen sehr häufig gute 
Voraussetzungen, mit den Verfahren und Entscheidun­
gen über den Einzelfall hinaus Maßstäbe von allgemei­
ner Bedeutung für die Verwirklichung des LPG-Rechts 
durch die Leitungsorgane und die Mitglieder der Ge­
nossenschaften zu setzen. Die gemeinsame Auswertung 
dieser Entscheidungen stellt ein wichtiges Element der 
Zusammenarbeit der Gerichte mit den RLN dar.
4.4. Zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Familienrechts
Die Integration der gerichtlichen Tätigkeit auf dem 
Gebiet des Familienrechts in die staatliche Leitung und 
Öffentlichkeitsarbeit im Territorium ist auf die Mit­
wirkung bei der Entwicklung stabiler und harmonischer 
Familienbeziehungen konzentriert. Dabei sind die An­
strengungen der Richter darauf gerichtet, ihren Beitrag 
zu leisten, daß durch eine enge Zusammenarbeit mit 
den Volksvertretungen und ihren Organen und mit den 
gesellschaftlichen Organisationen die vielfältigen Initia­
tiven und Aktivitäten der staatlichen und gesellschaft­
lichen Kräfte auf diesem Gebiet in einem einheit­
lichen Leitungsprozeß zusammengefaßt werden.
Die in den Eheverfahren sowie in der Öffentlichkeits­
arbeit getroffenen Feststellungen über die in Ehe und 
Familie auftretenden Störfaktoren und Entwicklungs­
probleme sind systematisch zu analysieren und zu lei­
tungsbezogenen Schlußfolgerungen und Hinweisen zu 
verdichten.
In dieser analytischen Tätigkeit sind die Aussagen der 
familienrechtlichen Gerichtsstatistik und vor allem der 
Ehelösungsstatistik .entsprechend zu nutzen. Dabei müs­
sen verstärkt die Feststellungen und Schlußfolgerungen 
aus Analysen der übergeordneten Gerichte ausgewertet 
und der Konkretisierung der örtlichen Feststellungen 
zugrunde gelegt werden. Das trifft insbesondere hin­
sichtlich der analytischen Aussagen über hauptsäch­
liche Ursachen, begünstigende Umstände, Struktur und 
Auswirkungen von Ehelösungen' und der sich daraus 
ergebenden grundlegenden Schlußfolgerungen für eine 
koordinierte und aktivere Durchsetzung der sozialisti­
schen Familienpolitik zu. Die analytische und Öffent­
lichkeitsarbeit ist auf die Ballungsgebiete der Ehe­
scheidungen sowohl innerhalb des Kreises als auch aus 
bezirklicher Sicht zu konzentrieren. Einen Schwerpunkt 
innerhalb der Scheidungsverfahren bilden dabei die
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